Merkblatt

Auslagenersatz für ehrenamtliche Betreuer

Für die Tätigkeit als ehrenamtliche Betreuerin/ehrenamtlicher Betreuer erhalten Sie auf formlosen Antrag, der an das Gericht unter Angabe des Geschäftszeichens zu richten ist, eine Aufwandsentschädigung aus der Staatskasse bzw. aus dem Vermögen der/des Betreuten.

Das Gesetz sieht in § 1835 und § 1835 a Bürgerliches Gesetzbuch zwei Möglichkeiten vor:

Alternative 1: Jahrespauschale

Für die kleinen Auslagen wie etwa Büromaterial, Briefmarken oder Telefonate, z. B. mit Behörden oder Ärzten, steht Ihnen eine Aufwandspauschale von jährlich 399,- Euro zu. Belege sind dazu nicht erforderlich. Die Pauschale gilt immer für ein abgeschlossenes Betreuungsjahr. Sie ist erstmals ein Jahr nach der Betreuerbestellung fällig und muss spätestens bis zum 31.03. des folgenden Jahres beim Betreuungsgericht beantragt werden, damit der Anspruch nicht erlischt.
Beispiel:

Sie wurden am 08.02.2013 zum/zur Betreuer/in bestellt. Erstmals können Sie die Pauschale für das erste Jahr am 08.02.2014 beantragen; spätestens jedoch am 31.03.2015.

Der Anspruch steht Ihnen auch dann zu, wenn Sie gegenüber der betreuten Person konkret unterhaltspflichtig sind (Eltern, Kind, Ehegatte). Sollte der/die Betreute mittellos sein (= Vermögen in der Regel unter 5.000,- Euro oder Einkommen unter dem Sozialhilfesatz, bzw. 10.000,00 Euro als gemeinsamer Vermögensbetrag bei Ehegatten) kann Ersatz aus der Staatskasse beantragt werden.

Obliegt Ihnen die Vermögenssorge und ist d. Betreute nicht mittellos, kann die Aufwandspauschale grundsätzlich aus dem Vermögen d. Betreuten entnommen werden.  Dies ist dann in der jährlichen Abrechnung aufzuführen, sofern Sie abrechnungspflichtig sind. Es wird jedoch zu einer förmlichen Antragstellung bei Gericht geraten, um sich gegenüber Dritten abzusichern. 

Obliegt Ihnen die Vermögenssorge nicht, ist in jedem Fall ein Antrag auf Erstattung der Aufwandspauschale erforderlich.

Alternative 2: Aufwendungsersatz

Statt der Pauschale können auch die ganz konkreten Auslagen geltend gemacht werden. Im Einzelfall fragen Sie bei Ihrem Rechtspfleger oder Ihrer Rechtspflegerin nach. Vorab zu Ihrer Information:

Die Auslagen müssen detailliert nach Datum aufgelistet und belegt werden. Für Fahrten mit dem Auto erhalten Sie 0,30 Euro/km.

Aufwendungsersatz kann unter den gleichen Voraussetzungen wie die Pauschale von der Staatskasse beantragt werden. Der Anspruch erlischt 15 Monate nach der Entstehung.

Beispiel:

Am 16.03.2013 fuhren Sie von Friesack nach Falkensee, um im dortigen Pflegeheim einen Heimvertrag abzuschließen, das künftige Zimmer zu besichtigen und sich mit der Heimleitung zu besprechen.

Diese Auslagen müssen Sie bis spätestens 16.06.2014 geltend machen.

Den Zeitaufwand kann ein/e Betreuer/in nicht in Rechnung stellen, denn er/sie arbeitet ehrenamtlich. Nur wenn ein konkreter Dienstausfall entsteht, weil z. B. unbezahlter Urlaub zur Organisation der Unterbringung zu nehmen ist, kann eine Entschädigung beantragt werden.

Bei besonders schwierigen und umfangreichen Betreuungen kann allerdings das Gericht nach eigenem Ermessen eine Vergütung aus dem Vermögen bewilligen.
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